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Außenwirtschaftsverordnung  

Vom 2. Juli 2001  

BAnz. Nr. 130 vom 17.07.2001, S. 14621 

Auszug 

Kapitel I 

Allgemeine Vorschriften 

§ 1 

Antrag 

(1) Anträge auf Erteilung einer Genehmigung können, wenn im folgenden nichts anderes bestimmt ist, 
von jedem gestellt werden, der das genehmigungspflichtige Rechtsgeschäft oder die 
genehmigungsbedürftige Handlung vornimmt. Antragsberechtigt ist auch derjenige, der einen Anspruch 
aus dem Rechtsgeschäft herleitet oder einen Anspruch auf Vornahme der Handlung geltend macht. 

(2) Genehmigungen in der Form der Allgemeinverfügung (§ 35 Satz 2 Verwaltungsverfahrensgesetz) 
werden von Amts wegen erteilt. 

§ 2 

Sammelgenehmigungen 

Dem Antragsteller kann eine befristete Genehmigung für eine unbestimmte Anzahl gleichartiger 
Rechtsgeschäfte oder Handlungen (Sammelgenehmigung) erteilt werden, wenn dies wegen der 
beabsichtigten Wiederholung der Rechtsgeschäfte oder Handlungen zweckmäßig erscheint. 

§ 3 

Rückgabe von Genehmigungsbescheiden 

(1) Ein Genehmigungsbescheid ist der Genehmigungsstelle unverzüglich zurückzugeben, wenn 

1. die erteilte Genehmigung ungültig wird, bevor sie ausgenutzt wurde, 

2. der Begünstigte die Absicht aufgibt, die Genehmigung auszunutzen, oder 

3. der Bescheid, der nach Verlust durch eine Zweitausfertigung ersetzt worden war, wieder aufgefunden 
wird. 

(2) Die Rückgabepflicht auf Grund von Verordnungen der Europäischen Gemeinschaft bleibt 
unberücksichtigt. 
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§ 3a 

Aufbewahrung von Genehmigungsbescheiden 

Genehmigungsbescheide sind, soweit sie zurückgegeben werden müssen, für die Dauer von fünf 
Jahren nach Ablauf der Gültigkeit aufzubewahren. Ein vollständig ausgenutzter Genehmigungsbescheid 
kann auch auf Datenträger aufbewahrt werden. 

§ 4 

Warenwert, Wertgrenzen 

(1) Wert einer Ware oder eines Gutes ist das dem Empfänger in Rechnung gestellte Entgelt, in 
Ermangelung eines Empfängers oder eines feststellbaren Entgelts der statistische Wert im Sinne der 
Vorschriften über die Statistik des grenzüberschreitenden Warenverkehrs. 

(2) Stellt sich ein Rechtsgeschäft oder eine Handlung als Teil eines einheitlichen wirtschaftlichen 
Gesamtvorganges dar, so ist bei Anwendung der Wertgrenzen dieser Verordnung der Wert des 
Gesamtvorganges zugrunde zu legen. 

§ 4a 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 Nr. 3 AWG 

Die Abgabe einer Erklärung im Außenwirtschaftsverkehr, durch die sich ein Gebietsansässiger an 
einem Boykott gegen einen anderen Staat beteiligt (Boykott-Erklärung), ist verboten. 

§ 4b 

Nicht gegenständliche Übermittlung 

(1) Soweit nach dieser Verordnung die Ausfuhr von Datenverarbeitungsprogrammen (Software) und 
Technologie Beschränkungen unterliegt, gelten diese Beschränkungen auch für die nicht 
gegenständliche Übermittlung durch Daten- oder Nachrichtenübertragungstechnik. 

(2) Einer zollamtlichen Behandlung bedarf die nicht gegenständliche Übermittlung nicht. 

§ 4c 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung sind 

1. Güter: Waren im Sinne von § 4 Abs. 2 Nr. 2 des Außenwirtschaftsgesetzes einschließlich 
Datenverarbeitungsprogramme (Software) und Technologie; Technologie erfasst auch Unterlagen zur 
Fertigung von Waren einschließlich solcher Unterlagen, die nur die Fertigung von Teilen dieser Waren 
ermöglichen; 

2. Verbringung: die Ausfuhr von Gütern gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 3 des Außenwirtschaftsgesetzes aus dem 
Wirtschaftsgebiet in andere Mitgliedstaaten der Europäischen Union einschließlich der nicht 
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gegenständlichen Übermittlung von Software und Technologie durch Daten- oder 
Nachrichtenübertragungstechnik; 

3. Ausführer: jede natürliche oder juristische Person, die zum Zeitpunkt der Ausfuhr Vertragspartner des 
Empfängers in einem Drittland ist und über die Versendung der Güter aus dem Wirtschaftsgebiet in ein 
Drittland bestimmt. Wenn kein Ausfuhrvertrag geschlossen wurde oder wenn der Vertragspartner nicht 
für sich selbst handelt, ist ausschlaggebend, wer die Versendung der Güter aus dem Wirtschaftsgebiet 
in ein Drittland tatsächlich bestimmt. Als Ausführer gilt auch jede natürliche oder juristische Person, die 
entscheidet, Datenverarbeitungsprogramme (Software) oder Technologie durch Daten- oder 
Nachrichtenübertragungstechnik aus dem Wirtschaftsgebiet in ein Drittland zu übertragen. Stehen nach 
dem Ausfuhrvertrag die Verfügungsrechte über die Güter einer außerhalb des Wirtschaftsgebietes 
ansässigen Person zu, so gilt als Ausführer die im Wirtschaftsgebiet ansässige Vertragspartei; 

4. Verbringer: jede natürliche oder juristische Person, die zum Zeitpunkt der Verbringung 
Vertragspartner des Empfängers in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union ist und über 
die Versendung der Güter aus dem Wirtschaftsgebiet in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union bestimmt. Wenn kein Verbringungsvertrag geschlossen wurde oder wenn der Vertragspartner 
nicht für sich selbst handelt, ist ausschlaggebend, wer die Versendung der Güter aus dem 
Wirtschaftsgebiet in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union tatsächlich bestimmt. Als 
Verbringer gilt auch jede natürliche oder juristische Person, die entscheidet, 
Datenverarbeitungsprogramme (Software) oder Technologie durch Daten- oder 
Nachrichtenübertragungstechnik aus dem Wirtschaftsgebiet in einen anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union zu übertragen. Stehen nach dem Verbringungsvertrag die Verfügungsrechte über 
die Güter einer außerhalb des Wirtschaftsgebietes ansässigen Person zu, so gilt als Verbringer die im 
Wirtschaftsgebiet ansässige Vertragspartei; 

5. Ausfuhrsendung: die Warenmenge, die ein Ausführer gleichzeitig über dieselbe Ausgangszollstelle 
für dasselbe Käuferland nach demselben Bestimmungsland ausführt; 

6. Käuferland: das Land, in dem der Gebietsfremde ansässig ist, der von dem Gebietsansässigen die 
Güter erwirbt. Im Übrigen gilt als Käuferland das Bestimmungsland; 

7. Bestimmungsland: das Land, in dem die Güter gebraucht oder verbraucht, bearbeitet oder verarbeitet 
werden sollen; ist dieses Land nicht bekannt, so gilt als Bestimmungsland das letzte bekannte Land, in 
das die Güter verbracht werden sollen; 

8. Transithandelsgeschäft: Geschäft, bei dem außerhalb des Wirtschaftsgebietes befindliche Güter oder 
in das Wirtschaftsgebiet verbrachte, jedoch einfuhrrechtlich noch nicht abgefertigte Güter durch 
Gebietsansässige von Gebietsfremden erworben und an Gebietsfremde veräußert werden; ihm stehen 
Rechtsgeschäfte gleich, bei denen diese Güter vor der Veräußerung an Gebietsfremde an andere 
Gebietsansässige veräußert werden; 

9. technische Unterstützung: jede technische Unterstützung in Verbindung mit der Reparatur, der 
Entwicklung, der Herstellung, der Montage, der Erprobung, der Wartung oder jeder anderen 
technischen Dienstleistung; die technische Unterstützung kann in Form von Unterweisung, Ausbildung, 
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Weitergabe von praktischen Kenntnissen oder Fähigkeiten oder in Form von Beratungsleistungen 
erfolgen. Sie erfasst auch mündliche, fernmündliche und elektronische Formen der Unterstützung. 

Kapitel II 

Warenausfuhr 

1. Titel:  

Beschränkungen 

1. Untertitel 

Genehmigungsbedürftige Ausfuhr in Gebiete außerhalb des Gemeinschaftsgebietes und 
Ausfuhrverbote 

§ 5 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Die Ausfuhr der in Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Güter bedarf der 
Genehmigung. 

(2) Die Ausfuhr der in Teil I Abschnitt B sowie der in Abschnitt C in den Kennungen 901 bis 999 der 
Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Güter bedarf der Genehmigung. 

(3) Das Genehmigungserfordernis nach Absatz 2 gilt nicht, wenn nach dem der Ausfuhr 
zugrundeliegenden Vertrag derartige Güter im Werte von nicht mehr als fünftausend Deutsche Mark 
geliefert werden sollen. Satz 1 gilt nicht für Güter des Teil I Abschnitt B und Abschnitt C Nummer 5A901 
der Ausfuhrliste. Satz 1 gilt ebenfalls nicht für Technologieunterlagen und 
Datenverarbeitungsprogramme (Software). 

§ 5b 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(aufgehoben) 

§ 5c 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Die Ausfuhr von Gütern, die nicht in der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannt sind, bedarf der 
Genehmigung, wenn der Ausführer vom Bundesausfuhramt unterrichtet worden ist, dass diese Güter 
ganz oder teilweise für eine militärische Endverwendung bestimmt sind oder bestimmt sein können und 
das Käufer- oder Bestimmungsland ein Land der Länderliste K ist. Als militärische Endverwendung gilt 

1. der Einbau in Güter, die in Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannt sind, 
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2. die Verwendung von Herstellungs-, Test- oder Analyseausrüstung sowie Bestandteilen hierfür für die 
Entwicklung, die Herstellung oder die Wartung von Gütern, die in Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste 
(Anlage AL) genannt sind, oder 

3. die Verwendung von unfertigen Erzeugnissen in einer Anlage für die Herstellung von Gütern, die in 
Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannt sind. 

(2) Ist einem Ausführer bekannt, dass Güter, die er ausführen möchte und die nicht in der Ausfuhrliste 
(Anlage AL) genannt sind, für eine militärische Endverwendung im Sinne von Absatz 1 bestimmt sind 
und das Käufer- oder Bestimmungsland ein Land der Länderliste K ist, so hat er das Bundesausfuhramt 
zu unterrichten; dieses entscheidet, ob die Ausfuhr genehmigungspflichtig ist. Die Güter dürfen erst 
ausgeführt werden, wenn das Bundesausfuhramt die Ausfuhr genehmigt oder entschieden hat, dass es 
einer Genehmigung nicht bedarf. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht im Regelungsbereich des Artikels 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1334/2000 des Rates über eine Gemeinschaftsregelung für die Kontrolle der Ausfuhr von Gütern und 
Technologien mit doppeltem Verwendungszweck vom 22. Juni 2000 (ABl. EG Nr. L 159 S. 1) in der 
jeweils geltenden Fassung. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn nach dem der Ausfuhr zugrunde liegenden Vertrag derartige 
Güter im Werte von nicht mehr als 5.000 Deutsche Mark geliefert werden sollen. Satz 1 gilt nicht für 
Datenverarbeitungsprogramme (Software) und Technologie. 

§ 5d 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Die Ausfuhr von Gütern, die nicht in der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannt sind, bedarf der 
Genehmigung, wenn der Ausführer vom Bundesausfuhramt unterrichtet worden ist, dass diese Güter 
ganz oder teilweise für die Errichtung, den Betrieb oder zum Einbau in eine Anlage für kerntechnische 
Zwecke im Sinne der Kategorie 0 des Teils I Abschnitt C der Ausfuhrliste (Anlage AL) bestimmt sind 
oder bestimmt sein können und das Käufer- oder Bestimmungsland Algerien, Indien, Irak, Iran, Israel, 
Jordanien, Libyen, Nordkorea, Pakistan oder Syrien ist. 

(2) Ist einem Ausführer bekannt, dass Güter, die er ausführen möchte und die nicht in der Ausfuhrliste 
(Anlage AL) genannt sind, für einen in Absatz 1 genannten Zweck bestimmt sind und das Käufer- oder 
Bestimmungsland Algerien, Indien, Irak, Iran, Israel, Jordanien, Libyen, Nordkorea, Pakistan oder 
Syrien ist, so hat er das Bundesausfuhramt zu unterrichten; dieses entscheidet, ob die Ausfuhr 
genehmigungspflichtig ist. Die Güter dürfen erst ausgeführt werden, wenn das Bundesausfuhramt die 
Ausfuhr genehmigt oder entschieden hat, dass es einer Genehmigung nicht bedarf. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht im Regelungsbereich des Artikels 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1334/2000. 

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn nach dem der Ausfuhr zugrunde liegenden Vertrag derartige 
Güter im Werte von nicht mehr als 5.000 Deutsche Mark geliefert werden sollen. Satz 1 gilt nicht für 
Datenverarbeitungsprogramme (Software) und Technologie." 
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§ 5e 

(aufgehoben) 

§ 6 

(weggefallen) 

§ 6a 

(kein Abdruck) 

2. Untertitel 

Genehmigungsbedürftige Verbringung in Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

§ 7 

Beschränkung nach Artikel 21 Abs. 2 Buchstabe a der Verordnung (EG) s Nr. 1334/2000 und 
nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Die Verbringung der in Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Güter bedarf der 
Genehmigung. Dies gilt nicht für die in § 21a Abs. 2 genannten Güter. 

(2) Die Verbringung von Gütern des Teils I Abschnitt B und C der Ausfuhrliste (Anlage AL) bedarf der 
Genehmigung, wenn dem Verbringer bekannt ist, dass das endgültige Bestimmungsziel der Güter 
außerhalb der Europäischen Union liegt. Satz 1 gilt nicht, wenn die Verbringung bereits nach Artikel 21 
Abs. 1 Satz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 einer Genehmigung bedarf. 

(3) Die Verbringung von Gütern, die nicht in der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannt sind, bedarf der 
Genehmigung, wenn das endgültige Bestimmungsziel der Güter außerhalb der Europäischen Union 
liegt und der Verbringer vom Bundesausfuhramt unterrichtet worden ist, dass diese Güter ganz oder 
teilweise für eine militärische Endverwendung im Sinne von § 5c Abs. 1 Satz 2 bestimmt sind oder 
bestimmt sein können und das Käufer- oder Bestimmungsland ein Land der Länderliste K oder ein 
Embargoland im Sinne von Artikel 4 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 ist. Ist einem Verbringer 
bekannt, dass Güter im Sinne des Satzes 1, die er verbringen möchte und deren endgültiges 
Bestimmungsziel außerhalb der Europäischen Union liegt, für eine militärische Endverwendung 
bestimmt sind und das Käufer- oder Bestimmungsland ein Land der Länderliste K oder ein 
Embargoland im Sinne von Artikel 4 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 ist, so hat er das 
Bundesausfuhramt zu unterrichten; dieses entscheidet, ob die Verbringung genehmigungspflichtig ist. 
Die Güter dürfen erst verbracht werden, wenn das Bundesausfuhramt die Verbringung genehmigt oder 
entschieden hat, dass es einer Genehmigung nicht bedarf. 

(4) Die Verbringung von Gütern, die nicht in der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannt sind, bedarf der 
Genehmigung, wenn das endgültige Bestimmungsziel der Güter außerhalb der Europäischen Union 
liegt und der Verbringer vom Bundesausfuhramt unterrichtet worden ist, dass diese Güter ganz oder 
teilweise für die Errichtung, den Betrieb oder zum Einbau in eine Anlage für kerntechnische Zwecke im 
Sinne von § 5d Abs. 1 bestimmt sind oder bestimmt sein können und das Käufer- oder 
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Bestimmungsland Algerien, Indien, Irak, Iran, Israel, Jordanien, Libyen, Nordkorea, Pakistan oder 
Syrien ist. Ist einem Verbringer bekannt, dass Güter im Sinne des Satzes 1, die er verbringen möchte 
und deren endgültiges Bestimmungsziel außerhalb der Europäischen Union liegt, für einen in Satz 1 
genannten Zweck bestimmt sind und das Käufer- oder Bestimmungsland Algerien, Indien, Irak, Iran, 
Israel, Jordanien, Libyen, Nordkorea, Pakistan oder Syrien ist, so hat er das Bundesausfuhramt zu 
unterrichten; dieses entscheidet, ob die Verbringung genehmigungspflichtig ist. Die Güter dürfen erst 
verbracht werden, wenn das Bundesausfuhramt die Verbringung genehmigt oder entschieden hat, dass 
es einer Genehmigung nicht bedarf. 

(5) Die Beschränkungen nach den Absätzen 2 bis 4 gelten nicht, wenn 

1. die Ausfuhr der Güter aus dem Wirtschaftsgebiet nach Artikel 3, 4 der Verordnung (EG) Nr. 
1334/2000, §§ 5, 5c, 5d einer Genehmigung bedarf und für eine derartige Ausfuhr eine 
Allgemeingenehmigung oder Globalgenehmigung vorliegt oder 

2. die Güter in dem Mitgliedstaat, in dem sie verbracht werden sollen, einer Verarbeitung oder 
Bearbeitung im Sinne des Artikels 24 der Verordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 
1992 zur Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften (ABl. EG Nr. L 302 S. 1) unterzogen werden 
sollen. 

(6) Die Beschränkungen nach den Absätzen 2 bis 4 gelten nicht, wenn nach dem der Verbringung 
zugrunde liegenden Vertrag Güter der Nummern 2B350, 2B351 und 2B352 im Werte von nicht mehr als 
10.000 Deutsche Mark oder sonstige Güter im Werte von nicht mehr als 5.000 Deutsche Mark geliefert 
werden sollen. Satz 1 gilt nicht für Güter des Teils I Abschnitt B und C, Nummern der Kategorie 0, 
Nummern 1C350 und 5A901 sowie für Datenverarbeitungsprogramme (Software) und Technologie. 

2. Titel: Verfahrens- und Meldevorschriften 

§ 8 

(aufgehoben) 

1. Untertitel 

Genehmigungsfreie Ausfuhr und Wiederausfuhr aus dem Gemeinschaftsgebiet 

(kein Abdruck) 

2. Untertitel 

Genehmigungsbedürftige Ausfuhr aus dem Gemeinschaftsgebiet 

§ 17 

Ausfuhrgenehmigung 

(1) Die Ausfuhrgenehmigung ist auf einem Vordruck nach Anlage A5 zu beantragen und zu erteilen. 
Antragsberechtigt ist nur der Ausführer. Das Bundesausfuhramt kann im Rahmen seiner Zuständigkeit 
abweichend von Satz 1 durch Bekanntmachung im Bundesanzeiger vorschreiben, dass die 
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Ausfuhrgenehmigung oder eine Genehmigung für sonstige Handlungen oder Rechtsgeschäfte im 
Außenwirtschaftsverkehr auf einem anderen Vordruck beantragt wird, und die Genehmigung auf einem 
anderen Vordruck erteilen. Das Bundesausfuhramt kann ebenso vorschreiben, unter welchen 
Voraussetzungen Anträge auf andere Weise, insbesondere in elektronischer Form, gestellt werden 
können. 

(2) Dem Antrag auf Genehmigung der Ausfuhr von Gütern, die in Teil I der Ausfuhrliste (Anlage AL) 
genannt sind, sind Dokumente zum Nachweis über den Endempfänger, den Endverbleib und den 
Verwendungszweck beizufügen. Das Bundesausfuhramt kann auch andere als die in Satz 1 genannten 
Dokumente zum Nachweis des Verbleibs der Güter verlangen. Bei bestimmten Ländern kann das 
Bundesausfuhramt eine Internationale Einfuhrbescheinigung (International Import Certificate) des 
Bestimmungslandes anerkennen. Das Nähere bestimmt das Bundesausfuhramt durch 
Bekanntmachung im Bundesanzeiger. 

§ 18 

Besondere Verfahrensvorschriften 

(kein Abdruck) 

§ 19 

Befreiungen von der Genehmigungspflicht 

(1) Die §§ 5, 5c, 5d, 6a, 17 und 18 gelten nicht für die Ausfuhr von Gütern in folgenden Fällen: 

1. Güter zum Verbrauch oder Gebrauch auf Lotsenversetzschiffen oder Feuerschiffen der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften außerhalb ihrer Hoheitsgewässer sowie auf Anlagen 
oder Vorrichtungen, die im Bereich der Festlandsockel der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaften zur Aufsuchung und Gewinnung von Bodenschätzen errichtet sind; 

2. Beförderungsmittel nebst Zubehör und Lademittel, es sei denn, dass sie Handelsware sind; 

3. nicht-militärische Beförderungsmittel und Teile davon, die zu ihrer Wartung oder Ausbesserung aus 
dem Gemeinschaftsgebiet oder nach ihrer Wartung oder Ausbesserung im Gemeinschaftsgebiet 
ausgeführt werden; ausgenommen sind Hubschrauber, Hubschrauber-Leistungsübertragungssysteme, 
Gasturbinentriebwerke und Hilfstriebwerke (APUs) für die Verwendung in Hubschraubern sowie 
Ersatzteile und Technologie hierfür, wenn Bestimmungsland ein Land der Länderliste K oder ein 
Embargoland im Sinne von Artikel 4 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 ist; 

4. Güter, die auf Beförderungsmitteln mitgeführt werden und zu deren Ausrüstung, Betrieb, 
Unterhaltung oder Ausbesserung, zur Behandlung der Ladung, zum Gebrauch oder Verbrauch während 
der Reise oder zum Verkauf an Reisende bestimmt sind; dies gilt nicht für Güter einer gemeinsamen 
Marktorganisation der Europäischen Gemeinschaften, für die, wenn sie als Schiffs- oder 
Luftfahrzeugbedarf geliefert werden, eine Ausfuhrlizenz vorgeschrieben ist; 

5. Gegenstände, die für Luftfahrtunternehmen mit Sitz in einem Land, das in Anhang II Teil 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 genannt oder ein Mitgliedstaat der Europäischen Union ist, aus dem 
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Gemeinschaftsgebiet ausgeführt werden und zur Ausbesserung ihrer Luftfahrzeuge oder sonst zur 
Durchführung des Flugverkehrs dienen; 

6. (kein Abdruck) 

7. (kein Abdruck) 

8. (kein Abdruck) 

9. Gegenstände, die der Bundeswehr auf Grund von ihr erteilter Aufträge geliefert werden, sowie 
Gegenstände zur Erledigung dienstlicher Aufgaben im Rahmen der Sicherungsmaßnahmen der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften und der Internationalen Atomenergie-Organisation nach 
dem EURATOM-Vertrag und dem Übereinkommen vom 5. April 1973 (BGBl. 1974 II S. 794) in 
Ausführung von Artikel III Abs. 1 und 4 des Vertrages vom 1. Juli 1968 über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen; 

10. (kein Abdruck) 

11. Güter, welche die im Gemeinschaftsgebiet stationierten ausländischen Truppen, die ihnen 
gleichgestellten Organisationen, das zivile Gefolge sowie deren Mitglieder und Angehörige der 
Mitglieder im Besitz haben; 

12. Güter, die zur Wartung oder Instandsetzung in das Gemeinschaftsgebiet eingeführt worden sind 
und ohne Änderung der ursprünglichen Leistungsmerkmale in das Versendungsland wieder ausgeführt 
werden, oder Güter, die im Austausch für Güter der gleichen Beschaffenheit und Anzahl, die nach 
genehmigter Ausfuhr wieder in das Gemeinschaftsgebiet eingeführt worden sind, in das 
Versendungsland der auszutauschenden Güter ausgeführt werden, wenn die Güter nicht in der 
Kriegswaffenliste (Anlage zum Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen) genannt sind, der Wert der 
Güter 20.000 Deutsche Mark nicht übersteigt und das Versendungsland in Anhang II Teil 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 genannt ist; 

13. (kein Abdruck) 

14. (kein Abdruck) 

15. (kein Abdruck) 

16. Schußwaffen im Sinne des Waffengesetzes und die dazugehörige Munition, die 

a) von gemeinschaftsansässigen Reisenden zum eigenen Gebrauch (Jagd, Sport, Eigen- oder 
Fremdschutz) mitgeführt werden, wenn der Ausführer eine nach dem Waffengesetz gültige 
Berechtigung mit sich führt und erklärt, dass die Waffen innerhalb von drei Monaten wieder in das 
Gemeinschaftsgebiet eingeführt werden sollen, oder 

b) von gemeinschaftsfremden Reisenden bei der Einreise in das Gemeinschaftsgebiet zum eigenen 
Gebrauch mitgeführt worden sind und von ihnen wieder ausgeführt werden; 

17. (kein Abdruck) 

18. (kein Abdruck) 
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19. (kein Abdruck) 

20. (kein Abdruck) 

21. a) Güter, die in das Gemeinschaftsgebiet verbracht worden sind und unverändert in das 
Versendungsland wieder ausgeführt werden, wenn sie noch nicht einfuhrrechtlich behandelt worden 
sind; 

b) Unterlagen zur Fertigung der in §§ 5, 5c und 5d genannten Güter, sofern die Unterlagen in das 
Gemeinschaftsgebiet eingeführt worden sind und unverändert durch den Einführer wieder in das 
Versendungsland ausgeführt werden; dasselbe gilt, wenn die Unterlagen mit Eintragungen ergänzt 
worden sind, die weder alleine noch in Verbindung mit der wiederauszuführenden Unterlage eine 
Fertigung erlauben, die über die vor der Ergänzung bestehende Fertigungsmöglichkeit hinausgeht. 

(1a) (aufgehoben) 

(2) bis (4) (kein Abdruck) 

§§ 20, 20a-e 

(weggefallen) 

3. Untertitel  

Genehmigungsbedürftige Verbringung in Mitgliedstaaten der Europäischen Union 

§ 21 

Anzuwendende Vorschriften 

Für die Verbringung genehmigungsbedürftiger Güter gelten §§ 17 und 19 entsprechend.   

§ 21a 

Intra-EG-Warenbegleitpapier 

(1) Vor der Verbringung der in Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Waren hat der 
Verbringer die Exemplare Nr. 1 bis 5 des Intra-EG-Warenbegleitpapieres (Anlage A 2) auszufüllen und 
dem Bundesausfuhramt zur Prüfung vorzulegen. Bei der Verbringung der in Satz 1 genannten Waren 
sind die vom Bundesausfuhramt abgestempelten Exemplare Nr. 3, 4 und 5 des Intra-EG-
Warenbegleitpapiers vom Warenführer mitzuführen und zur Warenkontrolle Befugten auf Verlangen zur 
Prüfung auszuhändigen. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 

1. Feuerwaffen im Sinne von Artikel 1 Nr. 6.7 und Nr. 6.8 der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur 
Änderung der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Waffengesetz vom 20. Oktober 1994 (BAnz. Nr. 
206a vom 29. Oktober 1994), soweit das Waffengesetz und die auf Grund des Waffengesetzes 
erlassenen waffenrechtlichen Verordnungen für diese gelten, einschließlich unwesentlicher Teile, 
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2. Munition im Sinne von § 2 Abs. 1 und 2 des Waffengesetzes, für die Artikel 10 der Richtlinie 
93/15/EWG des Rates vom 5. April 1993 zur Harmonisierung der Bestimmungen über das 
Inverkehrbringen und die Kontrolle von Explosivstoffen für zivile Zwecke (ABl. EG Nr. L 121 S. 20) gilt, 
soweit sie für Feuerwaffen im Sinne von Nummer 1 bestimmt ist, und 

3. Waren, die nach § 19 Abs. 1 von der Genehmigungsbedürftigkeit befreit sind. 

(3) Das Bundesausfuhramt kann von der Pflicht zur Mitführung eines Intra-EG-Warenbegleitpapiers 
oder von der Pflicht zur Vorlage eines Intra-EG-Warenbegleitpapiers beim Bundesausfuhramt nach 
Absatz 1 befreien, sofern hierdurch die in § 7 Abs. 1 des Außenwirtschaftsgesetzes genannten Belange 
nicht gefährdet werden, insbesondere die internationale Zusammenarbeit bei der Durchführung einer 
gemeinsamen Ausfuhrkontrolle nicht beeinträchtigt wird. 

Kapitel III 

Wareneinfuhr 

(Abdruck nur auszugsweise) 

§ 22a 

Verfahrensvorschriften nach den §§ 7 und 26 AWG 

(1) Das Bundesausfuhramt stellt im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit bei der 
Ausfuhrkontrolle auf Antrag für die Einfuhr von Waren Bestätigungen über Erklärungen der 
Endabnehmer, Internationale Einfuhrbescheinigungen - IEB (International Import Certificates - IIC) und 
Wareneingangsbescheinigungen - WEB (Delivery Verification Certificates - DVC) aus. 

(2) Der Einführer als Antragsberechtigter im Sinne dieser Vorschrift hat die Internationale 
Einfuhrbescheinigung auf einem Vordruck nach Anlage E 6, die Wareneingangsbescheinigung auf 
einem Vordruck nach Anlage E 7 zu beantragen und die erforderlichen Angaben zu machen. 

(3) Die Einfuhr der in dem Antrag auf die Internationale Einfuhrbescheinigung bezeichneten Waren ist 
dem Bundesausfuhramt unverzüglich nachzuweisen. Gibt der Antragsteller die Einfuhrabsicht auf, so 
hat er dies unverzüglich dem Bundesausfuhramt anzuzeigen und ihm unverzüglich die Bescheinigung 
zurückzugeben oder über ihren Verbleib Mitteilung zu machen. Will er die Ware in ein anderes Land 
verbringen, so hat er, bevor die Ware das Versendungsland verläßt, vom Bundesausfuhramt eine neue 
Bescheinigung zu erwirken, die dieses andere Land nennt. 

(4) § 3 Abs. 1 und 2 Satz 1 des Außenwirtschaftsgesetzes ist entsprechend anwendbar. 

§ 22b 

Intra-EG-Warenbegleitpapier 

Nach Einfuhr der in Teil Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannten Waren aus Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften sind die Exemplare Nr. 3, 4 und 5 des im Versendungsland 
ausgestellten Intra-EG-Warenbegleitpapiers unverzüglich nach Eintreffen der Ware vom Einführer oder 
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Transithändler einer Zollstelle zur Prüfung des Wareneingangs und Übersendung an das 
Bundesausfuhramt vorzulegen. Die Waren sind der Zollstelle auf Verlangen zu gestellen. 

Kapitel IV 

Sonstiger Warenverkehr 

1. Titel 

Warendurchfuhr 

(kein Abdruck) 

2. Titel 

Transithandel 

§ 40 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Die Veräußerung der von Teil I Abschnitt A der Ausfuhrliste (Anlage AL) oder Anhang IV der 
Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 erfassten Güter im Rahmen eines Transithandelsgeschäftes bedarf der 
Genehmigung. Dies gilt nicht, wenn das Käufer- und Bestimmungsland in Anhang II Teil 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 genannt oder Mitglied der Europäischen Union ist. 

(2) Die Veräußerung der von Teil I Abschnitt B oder C der Ausfuhrliste (Anlage AL) erfassten Güter im 
Rahmen eines Transithandelsgeschäftes bedarf ferner der Genehmigung, wenn 

a) sich diese außerhalb des Gemeinschaftsgebietes befinden oder in das Gemeinschaftsgebiet 
verbracht, jedoch einfuhrrechtlich noch nicht abgefertigt worden sind und 

b) das Käufer- oder Bestimmungsland ein Embargoland im Sinne von Artikel 4 Abs. 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1334/2000 oder ein Land der Länderliste K ist. 

(3) Eine Genehmigung nach Absatz 1 oder 2 ist nicht erforderlich, wenn die dort genannten Güter im 
Rahmen eines Transithandelsgeschäftes ausgeführt werden und die Ausfuhr nach § 5 oder Artikel 3 
Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 einer Ausfuhrgenehmigung bedarf. 

§§ 41 und 42 

(weggefallen) 

§ 43 

(aufgehoben) 
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§ 43a 

Verfahrensvorschrift nach den §§ 7 und 26 AWG 

Wer als Transithändler einer Internationalen Einfuhrbescheinigung (International Import Certificate) oder 
einer Wareneingangsbescheinigung (Delivery Verification Certificate) bedarf, hat diese beim 
Bundesausfuhramt zu beantragen. § 22a gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass die Einfuhr in das im 
Antrag bezeichnete Käufer- oder Bestimmungsland nachzuweisen ist. 

Kapitel V 

Dienstleistungsverkehr 

1. Titel 

Beschränkungen des aktiven Dienstleistungsverkehrs 

§ 44 

(kein Abdruck) 

§ 44a 

(aufgehoben) 

§ 44b 

(kein Abdruck) 

§ 45 

Beschränkung nach § 5 AWG 

(1) Technische Unterstützung außerhalb des Gemeinschaftsgebietes durch Gebietsansässige bedarf 
der Genehmigung, wenn der Gebietsansässige vom Bundesausfuhramt unterrichtet worden ist, dass 
die technische Unterstützung zur Verwendung im Zusammenhang mit der Entwicklung, der Herstellung, 
der Handhabung, dem Betrieb, der Wartung, der Lagerung, der Ortung, der Identifizierung oder der 
Verbreitung von chemischen oder biologischen Waffen, von Kernwaffen oder sonstigen 
Kernsprengkörpern oder im Zusammenhang mit der Entwicklung, Herstellung, Wartung oder Lagerung 
von für die Ausbringung derartiger Waffen geeigneten Flugkörpern bestimmt ist. 

(2) Ist einem Gebietsansässigen bekannt, dass eine technische Unterstützung, die er erbringen möchte, 
für einen in Absatz 1 genannten Zweck bestimmt ist, so hat er das Bundesausfuhramt zu unterrichten; 
dieses entscheidet, ob die technische Unterstützung genehmigungspflichtig ist. Die technische 
Unterstützung darf erst erbracht werden, wenn das Bundesausfuhramt die technische Unterstützung 
genehmigt oder entschieden hat, dass es einer Genehmigung nicht bedarf. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn die technische Unterstützung 
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1. in einem Land erbracht wird, dass in Anhang II Teil 3 der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 aufgeführt 
ist, 

2. durch die Weitergabe von Informationen erfolgt, die im Sinne des Teils I der Ausfuhrliste (Anlage AL) 
allgemein zugänglich oder Teil der Grundlagenforschung sind, oder 

3. mündlich erfolgt und nicht Technologie betrifft, die in Teil I Abschnitt A Nummern 0007, 0018, 0022 
oder Abschnitt C Nummern der Gattung E der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannt ist. 

§ 45a 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Technische Unterstützung außerhalb des Gemeinschaftsgebietes durch Gebietsansässige, die nicht 
von § 45 Abs. 1 erfasst ist, bedarf der Genehmigung, wenn der Gebietsansässige vom 
Bundesausfuhramt unterrichtet worden ist, dass die technische Unterstützung im Zusammenhang mit 
einer militärischen Endverwendung steht und in einem Embargoland im Sinne von Artikel 4 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 oder in einem Land der Länderliste K erbracht wird. 

(2) Ist einem Gebietsansässigen bekannt, dass eine technische Unterstützung, die er erbringen möchte, 
für einen in Absatz 1 genannten Zweck bestimmt ist, so hat er das Bundesausfuhramt zu unterrichten; 
dieses entscheidet, ob die technische Unterstützung genehmigungspflichtig ist. Die technische 
Unterstützung darf erst erbracht werden, wenn das Bundesausfuhramt die technische Unterstützung 
genehmigt oder entschieden hat, dass es einer Genehmigung nicht bedarf. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn die technische Unterstützung 

1. durch die Weitergabe von Informationen erfolgt, die im Sinne des Teils I der Ausfuhrliste (Anlage AL) 
allgemein zugänglich oder Teil der Grundlagenforschung sind, oder 

2. mündlich erfolgt und nicht Technologie betrifft, die in Teil I Abschnitt A Nummern 0007, 0018, 0022 
oder Abschnitt C Nummern der Gattung E der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannt ist. 

§ 45b 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Technische Unterstützung in mündlicher, fernmündlicher, elektronischer oder schriftlicher Form 
innerhalb des Wirtschaftsgebietes durch Gebietsansässige bedarf der Genehmigung, wenn der 
Gebietsansässige vom Bundesausfuhramt unterrichtet worden ist, dass die technische Unterstützung 
zur Verwendung im Zusammenhang mit der Entwicklung, der Herstellung, der Handhabung, dem 
Betrieb, der Wartung, der Lagerung, der Ortung, der Identifizierung oder der Verbreitung von 
chemischen oder biologischen Waffen, von Kernwaffen oder sonstigen Kernsprengkörpern oder im 
Zusammenhang mit der Entwicklung, Herstellung, Wartung oder Lagerung von für die Ausbringung 
derartiger Waffen geeigneten Flugkörpern bestimmt ist und gegenüber Gebietsfremden erbracht wird, 
die nicht in einem Land ansässig sind, dass in Anhang II Teil 3 Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 genannt 
oder Mitglied der Europäischen Union ist. 
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(2) Technische Unterstützung in mündlicher, fernmündlicher, elektronischer oder schriftlicher Form 
innerhalb des Wirtschaftsgebietes durch Gebietsansässige bedarf der Genehmigung, wenn der 
Gebietsansässige vom Bundesausfuhramt unterrichtet worden ist, dass die technische Unterstützung im 
Zusammenhang mit einer militärischen Endverwendung steht, die nicht von Absatz 1 erfasst ist und 
gegenüber Gebietsfremden erbracht wird, die in einem Embargoland im Sinne von Artikel 4 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 oder in einem Land der Länderliste K ansässig sind. 

(3) Ist einem Gebietsansässigen bekannt, dass eine technische Unterstützung, die er in mündlicher, 
fernmündlicher, elektronischer oder schriftlicher Form erbringen möchte, für einen in Absatz 1 oder 2 
genannten Zweck bestimmt ist, so hat er das Bundesausfuhramt zu unterrichten; dieses entscheidet, ob 
die technische Unterstützung genehmigungspflichtig ist. Die technische Unterstützung darf erst erbracht 
werden, wenn das Bundesausfuhramt die technische Unterstützung genehmigt oder entschieden hat, 
dass es einer Genehmigung nicht bedarf. 

(4) Die Absätze 1, 2 und 3 gelten nicht, wenn die technische Unterstützung 

1. durch die Weitergabe von Informationen erfolgt, die im Sinne des Teils I der Ausfuhrliste (Anlage AL) 
allgemein zugänglich oder Teil der Grundlagenforschung sind, oder 

2. nicht Technologie betrifft, die in Teil I Abschnitt A Nummern 0007, 0018, 0022 oder Abschnitt C 
Nummern der Gattung E der Ausfuhrliste (Anlage AL) genannt ist. 

5) Als Gebietsfremde im Sinne der Absätze 1 und 2 sind auch solche natürlichen Personen anzusehen, 
deren Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Wirtschaftsgebiet auf höchstens fünf Jahre befristet ist. 

§ 45c 

Beschränkung nach § 7 Abs. 1 AWG 

(1) Technische Unterstützung durch Gebietsansässige bedarf der Genehmigung, wenn der 
Gebietsansässige vom Bundesausfuhramt unterrichtet worden ist, dass die technische Unterstützung im 
Zusammenhang mit der Errichtung oder dem Betrieb von Anlagen für kerntechnische Zwecke im Sinne 
von § 5d Abs.1 in Algerien, Indien, Irak, Iran, Israel, Jordanien, Libyen, Nordkorea, Pakistan oder Syrien 
steht. 

(2) Ist einem Gebietsansässigen bekannt, dass eine technische Unterstützung, die er erbringen möchte, 
für einen in Absatz 1 genannten Zweck bestimmt ist, so hat er das Bundesausfuhramt zu unterrichten; 
dieses entscheidet, ob die technische Unterstützung genehmigungspflichtig ist. Die technische 
Unterstützung darf erst erbracht werden, wenn das Bundesausfuhramt die technische Unterstützung 
genehmigt oder entschieden hat, dass es einer Genehmigung nicht bedarf. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn die technische Unterstützung 

1. durch die Weitergabe von Informationen erfolgt, die im Sinne des Teils I der Ausfuhrliste (Anlage AL) 
allgemein zugänglich oder Teil der Grundlagenforschung sind, oder 

2. nicht Technologie betrifft, die in Teil I Abschnitt C Nummern der Kategorie 0 der Ausfuhrliste (Anlage 
AL) genannt ist. 
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§ 45d 

Beschränkung nach § 7 Abs. 3 AWG 

Die §§ 45, 45a, 45b und 45c gelten auch für technische Unterstützung, die durch nicht 
gebietsansässige Deutsche erbracht wird. 

§ 45e 

Befreiungen von der Genehmigungsbedürftigkeit 

Die §§ 45, 45a, 45b und 45c gelten nicht für die Erbringung technischer Unterstützung in folgenden 
Fällen: 

1. die technische Unterstützung durch Behörden und Dienststellen der Bundesrepublik Deutschland im 
Rahmen ihrer dienstlicher Aufgaben; 

2. die technische Unterstützung durch Gebietsansässige, die für die Bundeswehr auf Grund von ihr 
erteilter Aufträge erbracht wird; 

3. die technische Unterstützung, die zu einem Zweck erbracht wird, der in den Ausnahmen für Güter der 
MTCR-Technologie in Anhang IV der Verordnung (EG) Nr. 1334/2000 genannt ist; 

4. die erstmalige Herstellung der Betriebsbereitschaft von Gütern, deren Ausfuhr oder Verbringung 
genehmigt worden ist. 

2. Titel 

Beschränkungen des passiven Dienstleistungsverkehrs 

(kein Abdruck) 

3. Titel 

Meldevorschriften 

(kein Abdruck) 

Kapitel VI 

Kapitalverkehr 

(nur Abdruck von § 52) 
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§ 52 

Beschränkungen nach § 7 Abs. 1 AWG auf Grund der Resolution 661 des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen (Kapitel VII der Charta) vom 6. August 1990 

Gebietsansässige Kreditinstitute bedürfen der Genehmigung für die Ausführung von Verfügungen über 
Konten, Depots oder sonstige in Verwahrung oder Verwaltung befindliche Vermögenswerte Iraks, 
amtlicher Stellen im Irak oder deren Beauftragter. Der Genehmigung bedürfen auch Verfügungen Iraks, 
amtlicher Stellen im Irak oder deren Beauftragter über Vermögenswerte, die nicht bei 
gebietsansässigen Kreditinstituten gehalten werden. 

Kapitel VII 

Zahlungsverkehr 

(kein Abdruck) 

Kapitel VIIa 

Besondere Beschränkungen gegen Irak 

§ 69a 

Beschränkungen auf Grund des Artikels 7 Abs. 1 der Verordnung (EG) Nr. 2465/96 und § 7 Abs. 1 
AWG 

Die Ausfuhr und Durchfuhr von Waren nach Artikel 2 Nr. 3 und die Einfuhr von Mineralöl und 
Mineralölerzeugnissen nach Artikel 2 Nr. 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 2465/96 des Rates 
vom 17. Dezember 1996 über die Unterbrechung der wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen 
zwischen der Europäischen Gemeinschaft und Irak (ABl. EG Nr. L 337 S. 1) bedarf der Genehmigung. 

§§ 69b, 69c und 69d 

(aufgehoben) 

§ 69e 

Beschränkungen nach § 7 Abs. 1 AWG auf Grund der Resolution 661 des Sicherheitsrats der 
Vereinten Nationen (Kapitel VII der Charta) vom 6. August 1990 

(1) Die Leistung von Zahlungen oder die Übertragung von Vermögenswerten durch Gebietsansässige 
im Zusammenhang mit den nach der Verordnung (EG) Nr. 2465/96 des Rates vom 17. Dezember 1996 
über die Unterbrechung der wirtschaftlichen und finanziellen Beziehungen zwischen der Europäischen 
Gemeinschaft und Irak (ABl. EG Nr. L 337 S. 1) verbotenen Handelsgeschäften an Gebietsfremde, die 
im Irak ansässig sind, ist verboten. 

(2) Sonstige Zahlungen oder die Übertragung sonstiger Vermögenswerte durch Gebietsansässige 
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a) an Irak, 

b) amtliche Stellen im Irak oder deren Beauftragte, 

c) an Gebietsfremde im Irak, 

d) an Gebietsfremde, wenn die Zahlungen oder Übertragungen für Irak, amtliche Stellen im Irak oder 
deren Beauftragte oder für Unternehmen mit Sitz im Irak bestimmt sind, auch wenn die Zahlungen oder 
Übertragungen nicht im Irak selbst erfolgen, bedürfen der Genehmigung. 

Kapitel VIIb 

Besondere Beschränkungen gegen Sierra Leone 

§ 69g 

Beschränkungen auf Grund der Resolution 1132 (1997) vom 8. Oktober 1997 und 1171 (1998) 
vom 4. Juni 1998 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen (Kapitel VII der Charta) 

(1) Die folgenden Tätigkeiten im Geltungsbereich dieser Verordnung, einschließlich des Luftraums, oder 
ausgehend vom Geltungsbereich dieser Verordnung oder durch ein Schiff oder Luftfahrzeug, das 
berechtigt ist, die Bundesflagge oder das Staatszugehörigkeitszeichen der Bundesrepublik Deutschland 
zu führen, sind verboten: Der Verkauf oder die Lieferung von Rüstungsmaterial und damit im 
Zusammenhang stehender Waren aller Art und Ersatzteilen, einschließlich des Verkaufs und der 
Lieferung von Waffen, Munition, militärischen Fahrzeugen und Ausrüstungsgegenständen hierfür und 
paramilitärischer Ausrüstung. 

(2) Das Verbot des Absatzes 1 gilt nicht für den Verkauf oder die Lieferung an die Regierung von Sierra 
Leone. Der Verkauf und die Lieferung bedürfen in diesem Falle der Genehmigung. 

(3) Das Verbot des Absatzes 1 gilt ferner nicht für den Verkauf oder die Lieferung von Waren im Sinne 
des Absatzes 1, die ausschließlich für den Einsatz der Militärbeobachtergruppe der 
Wirtschaftsgemeinschaft westafrikanischer Staaten oder der Vereinten Nationen in Sierra Leone 
bestimmt sind. Der Verkauf und die Lieferung bedürfen in diesem Falle der Genehmigung. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Tätigkeiten deutscher Staatsangehöriger im Ausland. 

Kapitel VIIc 

Besondere Beschränkungen gegenüber Indonesien 

(aufgehoben) 
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Kapitel VIId 

Besondere Beschränkungen gegen Libyen 

§§ 69l, 69m und 69n 

(kein Abdruck, da die Bestimmungen außer Kraft gesetzt sind). 

Kapitel VIII 

Bußgeldvorschriften 

§ 70 

Ordnungswidrigkeiten 

(kein Abdruck) 

Kapitel IX 

Übergangs- und Schlußvorschriften 

(kein Abdruck) 


